
13. Dezember L979

VERORDNUNG

über das Bürgerrecht der Gemeinde Greifensee

I Al lgemeine Be stimmungen

Art. I Massgebendes Recht

Diese Verordnung enthält etgänzende Bestimmungen zum Bundes
gesetz über Erwerb und Verlust des Schweizerbürgerrechtes,
zum kantonalen Gesetz über das Gemeindewesen I zur kantona-
Ien Bürgerrechtsverordnung und zur Gemeindeordnungf.

Art. 2 Zuständiqkeit der Bürqerver sammlung

Die Bürgerversanrmlung entscheidet auf Antrag der bürgerli-
überchen Abteilung des Gemeinderates

1. die Erteilung
an Ausländert
geboren sind;

des Gemeindebürgerrechtes
die nicht in der Schwei-z

2. Bürgerrechtsschenkungen

Art. 3 Zuständiqkeit der bürqerliche n Abteilunq des Ge-
meinderates

Die bürgerliche Abteilung des Gemeinderates entschej-det auf
Antrag ihres Präsidenten über

1 die Erteilung des Gemej-ndebürgerrechtes an
Schweizerbürger;

2. die Erteilung des Gemeindebürgerrechtes an
in der Schweiz geborene Ausländer;

3o die Entlassung aus dem Bürgerrecht von Grei-
fensee und die Begutachtung von Gesuchen
Greifenseer Bürger um Entlassung aus dem Kan-
tons- und Schweizerbürgerrecht;
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4. die Anträge im Verfahren zur Erlangung der
eidgenössischen Bewilligung (Art. L2 15
Bundesgesetz über Erwerb und Verlust des
Schweizerbürgerrechtes ) ;

5. die Begutachtung von Wiedereinbürgerungsge-
suchen und Gesuchen um erleichterte Einbür-
gerung (Art. '18 31, 58 bis Bundesgesetz).

Art. 4 Mindestwohnsitzdauer

Voraussetzung für die Einbürgerung in der Gemeinde Greifen-
see ist, dass der Bewerber im Zeitpunkt der Einreichung des
Gesuches seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen in der
Gemeinde wohnt.

Art. 5 Einbezuq von Ehefrau und Kindern

Die Aufnahme des Gesuchstellers erstreckt sich
res auf seine Ehefrau und seine minderjährigen
fern der Gemeinderat nicht ausdrücklich anders

ohne weite-
Ki-nder r so-
beschliesst.

Art. 6 Selbständicl e Einbürqerunq Minderiähriqer

Minderjährige können dortr wo die besonderen Umstände es
rechtfertigen, allein ins Gemeindebürgerrecht aufgenommen
werden.

II. Die Aufnahme von Schweizerbürgern

Art. 7 Einbürgerunqrs-Voraussetzungen

Jeder Schweizerbürger wird auf Verlangen in das Bürgerrecht
von Greifensee aufgenommen, sofern er

1. die Mindestwohnsitzdauer gemäss Art. 4 er-
fü11r;

2. sich selbst und seine Familie zu erhalten
vermagi
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3. genügende Ausweise über sein bisheriges Bür-
grerrecht, seine FamilienverhäItnisse und
einen unbescholtenen Ruf beibringt;

die in Art. 20 vorgesehene Einkaufsgebühr
entrichtet (keine Einkaufsgebühr bei lo-jäh-
rigem ununterbrochenen Aufenthalt in der Ge-
meinde Greifensee).

Art. 8 Einreichunq des Bürqerrechtsqesuches

Schweizerbürger, die sich um die Aufnahme ins Bürgerrecht
bewerben, haben dem Gemeinderat ein schriftliches Gesuch
einzureichen, welches die Personalien des Gesuchstellers
und der mit ihm aufzunehmenden Familienangehörigen enthält.
Die Ehefrau und mehr a1s 16-jährige Kinder haben das Gesuch
mitzuunterzeichnen.

Gesuche für die selbständige Einbürgerung Minderjähriger
sind vom fnhaber der elterlichen Gewalt einzureichen.

Dem Gesuch sind beizulegen:

I für Ledige ein Personenstandsausweis, (für
Minderjährige ein Geburtsschein) ;
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2. für VerheiraLete und Geschiedene ein Familien-
schein und das Familienbüchlein;

3. eine Erklärung, ob auf das bisherige Bürger-
recht verzichtet wird. Die Gründe für die all-
fällige Beibehaltung sollen aufgeführt werden.
Der bürgerliche Gemeinderat kann zusäLzlich
einen Strafregister- und Betreibungsregister-
auszug verlangen"

I



13. Dezember L979

III. Die Aufnahme von Ausländern

Art. 9 Einbürg erunqs-Erfordernisse

I in der Schweiz geborene Ausländer sind hinsichtlich dero

Einbürgerungs-Voraussetzung den
gestellt, abgesehen vom' Nachweis
Wohnsitzanforderungen des Bundes

Schweizerbürgern gleich-
der Eignung und den
(v91. Abschnitt II);

2. im Ausland qeborene Ausländer sollen

a) sich schweizerischem Vtesen und Denken einigermas-
sen anpassen, über die staatlichen Einrj-chtungen Be-
scheid wissenp für die demokratischen Grundlagen der
Schweiz einsLehen;

b) einen guten Ruf geniesseni

c) innerhalb der letzten drei Jahre nicht öffentlich un-
terstützt worden sein;

d) sich selbst und ihre Familie zu erhalten vermögen
(Ausnahme: selbständig einzubürgernde Minderjährige)

e) kej-ne Steuern schulden;

f) in der Lage
entrichten.

sein, die vorgesehene Einkaufsgebühr zu

Art" 10 Eidqenössische Einbürqeruns sbewi I I iqunq

Voraussetzung für die Aufnahme ins Bürgerrecht ist das Vor-
liegen der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung.

Art. 1I Kantonsbürgerrecht

Die Aufnahme ins Gemeindebürgerrecht erfolgt unter dem Vor-
behalt, dass die kantonalen Behörden dem Bewerber das Kan-
tonsbürgerrecht erteilen.
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Art. L2 Einreichunq des Bürgerrechtscresuches

Ausländer, die sich um Aufnahme in das Gemej-ndebürgerrecht
bewerben, haben als erstes auf einem bei der Gemeinderats-
kanzlei erhält1ichen Formular bej-m Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartement um die eidgenössische Einbürgerungs-
bewilligung nachzusuchen.

Art.13 Prüfunq des Gesuches durch den Gemeinderat

Der Gemeinderat prüft das Gesuch anhand der Akten und ver-
anlasst allenfalls deren Ergänzung. Er veröffentlicht in
geeigneter Weise das Gesuch unter Ansetzung einer Frist von
20 Tagen für die Einreichung von Einsprachen. Nach Ablauf
der Einsprachefrist lädt er den Bewerber vor dj-e Gesamtbe-
hörde oder eine Delegation zu einer persönlichen Besprech
ein und hört a1lfällige Einsprecher an. Der Bewerber erhä1t
Gelegenheit, zu den Ej-nwänden von Einsprechern Stellung zu
nehmen.

Art. 14 Stellungnahme des Gemeinderates zuhanden der

Der Gemeinderat nimmt nach Durchführung des Prüfungsverfah-
rens gemäss Art. 13 in einem Bericht an die Direktion des
Innern zuhanden der Bundesbehörden Stellung zum Gesuch um
Erteilung der eidgenössj-schen Einbürgerungsbewilligung. In
diesem Bericht erklärt €rr ob er bereit ist, den Bewerber
ins Gemeindebürgerrecht aufzunehmen (Art. 9 ZJ-ff. I) bzw.
der Bürgerversammlung die Aufnahme zu beantragen (Art. 9

ziff . 2') .

Art. 15 Aufnahmeverfahren

Nach Vorliegen der eidgenössischen Bewilligung beschliesst
der Gemeinderat die Aufnahme ins Gemeindebürgerrechtr so-
fern der Bewerber in der Schweiz geboren ist, oder er be-
antragt der Bürgerversanlmlung durch eine Weisung die Aufnah
rn€r sofern der Bewerber im Ausland geboren isL"

HäIt der Gemeinderat d.ie Voraussetzung für die Aufnahme ins
Bürgerrecht nicht als gegeben, beschliesst er von sich aus
Ablehnung des Gesuches, mit dem Vorbehalt., dass der Gesuch-
steller binnen 20 Tagen von der schriftlichen Mitteilung de
Beschlusses an schriftlich verlangen kann, sein Gesuch sei
zum Entschej-d an die Bürgerversammlung weiterzuleiten"
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Art. 16 Erteilung des Kantonsbürserrechtes

Nach der Aufnahme ins Gemeindebürgerrecht überwej-st der
Gemeinderat den Aufnahmebeschluss und die Akten der Di-
rektion des Innern für die Erteilung des Kantonsbürger-
rechtes.

Art. L7 Bürgerrechtsurkunde

Die Bürgerrechtsurkunde wird dem Bewerber erst ausgehändigt
brenn ihm das Kantonsbürgerrecht erteilt ist und er sämtli-
che Gebühren bezahlt hat.

Art. 18 Bekanntmac hunq

Der Gemeinderat publiziert alle von ihm oder von der Bür-
gerversammlung beschlossenen Bürgerrechtsaufnahmen.

IV Wiedereinbürgerung und erlej-chterte Einbürgerung

Art. 19 Zuständiqkeit und Verfahren

Für die Wiedereinbürgerung und die erleichterte Einbürge-
rung gemäss Art. 18 31 des Bundesgesetzes ist das Eidge-
nössische Justiz- und Polizeidepartement zuständig. Gesuche
sind auf besonderem, bei der Gemeinderatskanzlei erhältlich
Formular dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement
einzureichen.

Vo Einkaufsgebühren

Art. 20 Festsetzuns der Gebühren

Der GemeinderaL bzw. auf seinen Antrag die Bürgerversamm-
lung setzen die Höhe der Gebühr im Rahmen der kantonalen
Verordnung über das Gemeinde- und Kantonsbürgerrecht vom
25. Oktober L978 fest. Ausländer, deren Ehefrauen Schweize-
rinnen sind, bezahlen nur die HäIfte der in der Verordnung
vorgesehenen Gebühr. Der bürgerliche Gemeinderat, resp" die
Bürgergemeindeversammlung können die Gebühren in Ausnahme-
fäl1en herabseLzen oder ganz erlassen.
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VI. Schlussbestimmung

Art 2L Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt nach ihrer Annahme durch die Bürger-
versaflrmlung in Kraft.

Genehmigt durch die
Bürgergeme i ndeve r s ammlung
am 13. Dezember L979

IM NAMEN DER GEMEINDEVERSAMMLUNG

Der Gemeindepräsident :

Der Gemeind.eratss ""Zzfuzt
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